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Nr. 76/2009 vom 12. November 2009 

 
 

Begrenzung der Beihilfe für Leistungen der Heilpraktiker rechtswidrig 

___________________________________________________________________ 

 

 

Entstehen dem Beamten Kosten für die Behandlung durch einen Heilpraktiker, so 

darf der Dienstherr nicht schematisch nur den Mindestsatz des im April 1985 gelten-

den Gebührenverzeichnisses für Heilpraktiker als beihilfefähig anerkennen. Das hat 

das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig heute entschieden. 

 

Die Beihilfevorschriften sehen zwar vor, dass auch für die Leistungen der Heilprakti-

ker Beihilfe gewährt werden muss. Sie begrenzen die Beihilfefähigkeit aber auf Be-

träge, die in einer 1985 durchgeführten Umfrage unter den in der Bundesrepublik 

niedergelassenen Heilpraktikern als untere Grenze des durchschnittlichen Honorar-

rahmens ermittelt und seitdem nie fortgeschrieben worden sind. Diese Beträge ent-

sprechen nicht den realen und angemessenen Gebührenforderungen der Heilprakti-

ker. Die Begrenzung führt bei der Behandlung erkrankter Beamter und ihrer Angehö-

rigen durch Heilpraktiker praktisch zum Beihilfeausschluss. Hierin liegt ein nicht ge-

rechtfertigter Widerspruch zur grundsätzlichen Entscheidung, Beihilfe auch für Heil-

praktikerleistungen zu gewähren.  

 

Der Senat hat die Bundesrepublik verpflichtet, über die Angemessenheit der Auf-

wendungen für Heilpraktikerleistungen unabhängig vom Mindestsatz erneut zu ent-

scheiden. 
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